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Bonn, den 14. Januar 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des 
Aufenthalts der Zivilbevölkerung im Vertei- 
digungsfall (Aufenthaltsregelungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 251. Sitzung am 29. /30. November 
1962 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Ge- 
setzentwurf die als Anlage 2 beigefügte Stellungnahme be- 
schlossen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß 
das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Krone 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung des Aufenthalts der Zivilbevölkerung 
im Verteidigungsfall 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


1. ABSCHNITT 

Maßnahmen im Verteidigungsfall und bei 
drohendem Angriff 

§ 1 

Grundsatz, Voraussetzungen 

(1) Zum Schutz der Zivilbevölkerung gegen die 
Wirkung von Angriffswaffen oder zur Aufrecht- 
erhaltung oder beschleunigten Herstellung der Ver- 
teidigungsbereitschaft wird die freie Wahl des Auf- 
enthaltsortes nach Maßgabe der folgenden Bestim- 
mungen beschränkt. 

(2) Die Beschränkungen werden erst wirksam, 
wenn 

1. der Eintritt des Verteidigungsfalles fest- 
gestellt ist (Artikel 59 a des Grundgeset- 
zes), 

2. eine fremde bewaffnete Macht Feindselig- 
keiten gegen die Bundesrepublik eröffnet 
hat 

oder 

3. die Bundesregierung festgestelit hat, daß 
Beschränkungen in der freien Wahl des 
Aufenthaltsortes den Umständen nach 
dringend erforderlich sind. 


1. UNTERABSCHNITT 

Beschränkung des Aufenthaltswechsels 

§ 2 

Genehmigungspflicht 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 
ist der selbständige Wechsel des Aufenthaltsortes 
nur mit behördlicher Genehmigung zulässig. Die 
Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn beson- 
dere Umstände dies rechtfertigen und Belange der 
Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivil- 
bevölkerung nicht entgegenstehen. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann allge- 
mein für bestimmte Gebiete, Personengruppen oder 
für Reisen im Umkreis von 10 km vom Aufenthalts- 
ort Ausnahmen von der Genehmigungspflicht nach 
Absatz 1 zulassen. Die gleiche Befugnis haben die 
zuständigen obersten Landesbehörden für ihren Be- 
reich. 

(3) Verpflichtungen zu einer Dienst- oder Sach- 
leistung, die sich auf Grund anderer Vorschriften, 
insbesondere nach dem Wehrpflichtgesetz, dem 
Zivildienstgesetz oder dem Bundesleistungsgesetz 


ergeben, oder Verpflichtungen, die sich aus einem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis mit einem öffentlich- 
rechtlichen Dienstherrn oder Arbeitgeber ergeben, 
bleiben unberührt. Das gleiche gilt für Verpflich- 
tungen zum Luftschutzdienst nach § 12 des Ersten 
Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivil- 
bevölkerung. 

§ 3 

Zuständigkeit 

Die Genehmigung nach § 2 Abs. 1 wird von den 
von der Landesregierung bestimmten Behörden er- 
teilt. 

2. UNTERABSCHNITT 
Verlegungen 

§ 4 

Grundsatz 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 
können Teile der Zivilbevölkerung nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen zu einem vorüber- 
gehenden Wechsel des Aufenthaltsortes in die 
nähere Umgebung oder in sonstige Aufnahmeorte 
innerhalb des Bundesgebietes (Verlegung) aufge- 
fordert werden. 

(2) Die Teilnahme an einer Verlegung kann auch 
zur Pflicht gemacht werden. 

§ 5 

Durchführung, Zuständigkeit 

(1) Verlegungen werden auf Grund einer Weisung 
oder Ermächtigung des Bundesministers des Innern 
angeordnet. Zuständig für die Anordnung ist die 
Landesregierung oder die von ihr bestimmte oberste 
Landesbehörde. 

(2) Die Durchführung der Verlegung obliegt den 
von der Landesregierung bestimmten Behörden. 
Diese haben nach Maßgabe der ihnen erteilten Wei- 
sungen insbesondere das Nähere über den zeitlichen 
Ablauf der Verlegung, über den Kreis der teilneh- 
menden Personen, über die Sicherung der geräum- 
ten Gebäude und Wohnungen, die Mitnahme von 
Gepäck, Verpflegung einschließlich Getränken, le- 
bendem oder totem Inventar, über die zu benutzen- 
den Verkehrsmittel und Wege sowie über den Auf- 
nahmeort zu bestimmen. 

§ 6 

Pflichten 

(1) Die an der Verlegung teilnehmenden Personen 
haben den Anordnungen der zuständigen Behörde 
oder ihrer Beauftragten Folge zu leisten. Sie können 
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auch verpflichtet werden, bei der Benutzung eigener 
Fahrzeuge weitere Personen darin zu befördern. 

(2) Die Anordnungen bedürfen keiner besonderen 
Form. Sie können auf jede geeignete Weise bekannt- 
gemacht werden. 

(3) Die Vorschrift des § 2 Abs, 3 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 7 

Aufnahme^ Unterbringung, Betreuung 

(1) Die Länder, Gemeindeverbände und Gemein- 
den sind verpflichtet, verlegte Personen aufzuneh- 
men, unterzubringen und zu betreuen. 

(2) Für die Unterbringung der verlegten Personen 
sind das Bundesleistungsgesetz und die zu seiner 
Durchführung ergangenen Rechtsvorschriften mit fol- 
gender Maßgabe anzuwenden: 

1. In dringenden Fällen können die für die 
Unterbringung unentbehrlichen Gegen- 
stände mündlich angefordert werden; die 
Anforderung ist sofort vollziehbar. Der 
schriftliche Leistungsbescheid ist unver- 
züglich nachzuholen; 

2. durch die Anforderung von Unterkünften 
wird der Leistungspflichtige zugleich ver- 
pflichtet, den verlegten Personen nach den 
vorhandenen Möglichkeiten Wasser, 
Strom, Kochgas und Heizung zur Verfü- 
gung zu stellen; 

3. Anforderungsbehörden sind die Gemein- 
den; 

4. die Entschädigungen und Ersatzleistungen 
gemäß dem Sechsten Abschnitt des Bun- 
desleistungsgesetzes hat die Gemeinde zu 
tragen. 

§ 8 

Rückführung 

Verlegte Personen sind zurückzuführen, sobald 
die Verhältnisse eine Rückführung gestatten. Für 
die Rückführung gelten § 4 Abs. 2 bis § 7 ent- 
sprechend. 

§ 9 

Entsprechende Anwendung 

Die §§ 5 bis 8 gelten entsprechend für die Len- 
kung, Aufnahme, Unterbringung, Betreuung und 
Rückführung von Personen, die nach Eintritt einer 
der Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 ihren Aufent- 
haltsort ohne behördliche Anordnung oder Genehmi- 
gung verlassen haben. 


11. ABSCHNITT 

Maßnahmen im Frieden 

§ 10 

Vorbereitungen der Behörden 

Die im 1. Abschnitt genannten behördlichen Maß- 
nahmen sind im Frieden vorzubereiten. Hierbei sind 


insbesondere die Orte, aus denen die Zivilbevölke- 
rung verlegt werden soll, die Aufnahmeorte, der 
Kreis der zu verlegenden Personen und die Ver- 
kehrswege festzulegen sowie die notwendigen 
Transportmittel, die Versorgung der verlegten Per- 
sonen und die geschlossene Verlegung von Anstal- 
ten sicherzustellen. 

§ 11 

Übungen 

Der Bundesminister des Innern kann Verlegungs- 
übungen anordnen oder die zuständige Landesbe- 
hörde hierzu ermächtigen. 

§ 12 

Durchführung 

(1) Übungen sollen nicht länger als 24 Stunden 
dauern. 

(2) Die Bevölkerung kann zur freiwilligen Teil- 
nahme an den Übungen aufgefordert oder zur Teil- 
nahme verpflichtet werden. Die Verpflichtung oder 
Aufforderung ist mindestens 14 Tage vor Beginn der 
Übung auszusprechen. 

(3) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 und des § 6 
sind entsprechend anzuwenden. 

§ 13 

Anforderung von Leistungen 

(1) Wird bei Übungen die Inanspruchnahme von 
Sach- und Werkleistungen notwendig, so gelten die 
Vorschriften des Bundesleistungsgesetzes sinn- 
gemäß nach Maßgabe der Absätze 2 und 3. 

(2) Als Leistungen können angefordert werden: 

1. Die Überlassung von baulichen Anlagen, 
Teilen von baulichen Anlagen und unbe- 
bauten Grundstücken zum Gebrauch, zum 
Mitgebrauch oder zu anderer Nutzung; 

2. die Überlassung von Fernsprech- und 
Fernschreibteilnehmereinrichtungen zum 
Gebrauch oder Mitgebrauch im Rahmen 
der bestehenden Teilnehmerverhältnisse 
zur Deutschen Bundespost; 

3. die Duldung von Einwirkungen auf be- 
wegliche und unbewegliche Sachen; 

4. Instandsetzungs- und Verpflegungsleistun- 
gen, soweit diese Leistungen im Rahmen 
des allgemeinen Geschäftsbetriebes des 
Leistungspflichtigen vorgenommen zu 
werden pflegen, ferner Verkehrsleistun- 
gen von Eigentümern oder Besitzern von 
Verkehrsmitteln, auch wenn es sich nicht 
um Verkehrsunternehmen handelt. 

(3) Die Vorschriften der §§ 45, 66 bis 76, § 77 
Abs. 3, §§ 79 bis 83 und 87 bis 94 und 96 ff. des 
Bundesleistungsgesetzes sind nicht anzuwenden. 
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§ 14 

Auswirkungen auf das Dienst- 
oder Arb eits Verhältnis 

(1) Nimmt ein Arbeitnehmer an einer Übung teil, 
entfällt für ihn für die Dauer der Teilnahme die 
Pflicht zur Arbeitsleistung; er hat jedoch Anspruch 
auf das Arbeitsentgelt, das er ohne den Arbeitsaus- 
fall erhalten hätte. Der Arbeitnehmer hat dem Ar- 
beitgeber die Verpflichtung oder seine Absicht, der 
Aufforderung zur Teilnahme zu folgen, spätestens 
48 Stunden vor Beginn der Übung mitzuteilen. 

(2) überschreitet der Arbeitsausfaii die Dauer 
von zwei Stunden am Tage, so werden dem Arbeit- 
geber die dem Arbeitnehmer nach Absatz 1 gewähr- 
ten Leistungen sowie die Arbeitgeberanteile von 
Beiträgen zur Sozial- und Arbeitslosenversicherung 
erstattet. Ist im arbeitsgerichtlichen Verfahren über 
einen Anspruch des Arbeitnehmers auf Fortzahlung 
seiner Bezüge aus dem Arbeitsverhältnis rechtskräf- 
tig entschieden, so ist diese Entscheidung für die 
Erstattung bindend, Bezüge, die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes fortgewährt werden, sind ein- 
schließlich der Arbeitgeberanteile nicht zu erstatten. 

(3) Dem Arbeitnehmer dürfen aus der Teilnahme 
an der Übung keine Nachteile im Arbeitsverhältnis 
erwachsen. Insbesondere darf ihm wegen der Teil- 
nahme nicht gekündigt werden; muß der Arbeit- 
geber aus dringenden betrieblichen Erfordernissen 
Arbeitnehmer entlassen, so darf bei der Auswahl 
der zu Entlassenden die Teilnahme eines Arbeit- 
nehmers an einer Übung nicht zu dessen Ungunsten 
berücksichtigt werden. 

(4) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind 
Arbeiter und Angestellte einschließlich der zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigten. 

(5) Nimmt ein Beamter oder Richter an einer 
Übung teil, so ist er mit Dienstbezügen oder Unter- 
haltszuschuß beurlaubt. 

(6) Die an der Übung teilnehmenden Personen, 
die nicht Arbeitnehmer, Beamte oder Richter sind, 
erhalten Ersatz für den entstehenden Verdienstaus- 
fall, Der Bundesminister des Innern kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
nähere Bestimmungen erlassen, 

(7) Zu den in den Absätzen 2 und 6 vorgesehe- 
nen Erstattungen und Ersatzleistungen ist die Ge- 
meinde verpflichtet, die mit der Durchführung der 
Übung betraut ist. 

§ 15 

Schadenersatz 

(1) Für Schäden, die Übungsteilnehmern an mit- 
gebrachten Sachen entstehen, hat die Gemeinde, die 
mit der Durchführung der Übung betraut ist, Ersatz 
in Geld zu leisten, wenn dem Geschädigten nicht 
zugemutet werden kann, den Schaden selbst zu 
tragen. § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuches gilt 
entsprechend. Die Gemeinde ist zur Ersatzleistung 
jedoch nur gegen Abtretung der Ansprüche ver- 


pflichtet, die dem Geschädigten auf Grund des Er- 
eignisses, auf dem die Ersatzpflicht beruht, gegen 
andere Personen zustehen; dies gilt nicht für An- 
sprüche aus einem Versicherungsverhältnis. 

(2) Haftpflichtschäden, die Übungsteilnehmer in- 
folge der Teilnahme an der Übung erleiden, sind 
von der mit der Durchführung der Übung betrauten 
Gemeinde angemessen zu ersetzen, soweit der Haft- 
pflichtige nicht auf andere Weise, namentlich durch 
eine Haftpflichtversicherung, Ersatz zu erlangen ver- 
mag. Die Ersatzpflicht besteht nicht, wenn der Haft- 
pflichtige den Schaden vorsätzlich herbeigeführt hat. 

(3) Trifft eine Ersatzpflicht nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 mit einer Ersatzpflicht auf Grund fahrläs- 
siger Amtspflichtverletzung zusammen, so wird die 
Ersatzpflicht nach § 839 Abs. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches nicht dadurch ausgeschlossen, daß die 
Voraussetzungen zu Absatz 1 oder Absatz 2 vor- 
liegen. 

§ 16 

Haftungsausschluß 

Die Übungsteilnehmer haften für die Tötung, für 
die Verletzung des Körpers oder der Gesundheit 
eines anderen Übungsteilnehmers oder für die Be- 
schädigung der von einem anderen Übungsteilneh- 
mer mitgeführten Sachen nur, wenn sie die Tötung, 
Verletzung oder Beschädigung vorsätzlich herbei- 
geführt haben. 


III. ABSCHNITT 

Krankenhäuser und sonstige Anstalten 
§ 17 

Ausweichkrankenhäuser 

(1) Die nach § 5 Abs. 2 zuständigen Behörden 
können anordnen, daß bei einer Verlegung auch 
Krankenanstalten verlegt werden. Gleiches gilt für 
Alters-, Jugend- und Kinderheime sowie für ähn- 
liche Einrichtungen, in denen pflegebedürftige Per- 
sonen untergebracht sind. 

(2) Zur Unterbringung der in Absatz 1 Satz 1 
genannten Anstalten in Ausweichkrankenhäusern 
und der in Absatz 1 Satz 2 genannten Anstalten 
haben die Länder geeignete Gebäude zu erfassen 
und herzurichten. 

(3) Die zuständige Behörde kann den Träger oder 
den Inhaber der zu verlegenden Anstalt verpflich- 
ten, schon im Frieden vorbereitende Maßnahmen 
für die Verlegung durchzuführen. 

§ 18 

Hilfskrankenhäuser 

(1) Im Rahmen der zivilen Notstandsplanung 
haben die Länder Vorsorge zu treffen, daß die er- 
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forderliche Zahl von Hilfskrankenhäusern zur Ver- 
fügung steht. Sie haben ferner sicherzustellen, daß 
die Belegungsfähigkeit bestehender Krankenanstal- 
ten erweitert werden kann. Insbesondere haben sie 
geeignete Gebäude zu erfassen und herzurichten 
sowie ausreichende Vorräte an ärztlichen Geräten 
und an Einrichtungsgegenständen anzulegen und zu 
unterhalten. 

(2) Träger der Hilfskrankenhäuser sind die Land- 
kreise und kreisfreien Städte. 

§ 19 

Vollzugsanstalten 

Sollen im Rahmen von allgemeinen Verlegungs- 
maßnahmen Vollzugsanstalten verlegt werden, so 
gilt § 17 Abs. 2 entsprechend. 


IV. ABSCHNITT 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 20 

Versorgung 

(1) Wer durch Verlegung eine gesundheitliche 
Schädigung erlitten hat, erhält wegen der gesund- 
heitlichen und wirtschaftlichen Folgen der Schädi- 
gung auf Antrag Versorgung in entsprechender An- 
wendung des Bundesversorgungsgesetzes, soweit 
dieses Gesetz nichts Abweichendes bestimmt In 
gleicher Weise erhalten die Hinterbliebenen eines 
Beschädigten auf Antrag Versorgung. 

(2) Einer Schädigung im Sinne des Absatzes 1 
stehen Schädigungen gleich, die herb ei geführt wor- 
den sind durch 

1. einen Unfall auf dem Hinweg zum oder 
Rückweg vom Aufnahmeort, 

2. Maßnahmen der Lenkung, Aufnahme, Un- 
terbringung, Betreuung und Rückführung 
von Personen, die nach Eintritt einer der 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 ohne be- 
hördliche Anordnung oder Genehmigung 
ihren Aufenthaltsort verlassen haben oder 

3. Verlegungsübungen oder Unfälle während 
einer solchen Übung. 

(3) Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung 
als Folge einer Schädigung genügt die Wahrschein- 
lichkeit des ursächlichen Zusammenhangs. 

(4) Eine vom Beschädigten absichtlich herbeige- 
führte Schädigung gilt nicht als Schädigung im Sinne 
dieses Gesetzes. 

§ 21 

Zusammentreffen von Ansprüchen 

(1) Ist eine gesundheitsschädigende Einwirkung 
im Sinne des § 20 zugleich eine Schädigung nach 
anderen Gesetzen, die das Bundesversorgungsgesetz 


für anwendbar erklären, so ist dieses Gesetz nicht 
anzuwenden. 

(2) Treffen Ansprüche aus § 20 mit Ansprüchen 
aus einer Schädigung im Sinne des § 1 des Bundes- 
versorgungsgesetzes oder nach arideren Gesetzen 
zusammen, die das Bundesversorgungsgesetz für 
anwendbar erklären, so ist unter Berücksichtigung 
der durch die gesamten Schädigungsfolgen beding- 
ten Minderung der Erwerbsfähigkeit eine einheit- 
liche Rente festzusetzen. 

(3) § 20 gilt nicht für gesundheitliche Schädigun- 
gen bei Erfüllung von Aufgaben auf Grund eines 
Dienst- oder Arbeitsverhältnisses. 

§ 22 

Organisation, Verfahren, Rechtsweg 

(1) Die Versorgung nach den §§ 20 und 21 wird 
von den zur Durchführung des Bundesversorgungs- 
gesetzes zuständigen Behörden durchgeführt. 

(2) Zuständige oberste Bundesbehörde ist der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und, 
soweit die Versorgung in der Gewährung von 
Kriegsopferfürsorge nach den §§ 25 bis 27 e des 
Bundesvereorgungsgesetzes besteht, der Bundes- 
minister des Innern. Weisungen, die eine grundsätz- 
liche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung 
haben oder einen Härteausgleich betreffen, ergehen 
im Einvernehmen mit dem ßundesminister des In- 
nern. 

(3) Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren 
der Kriegsopferversorgung ist anzuwenden. 

(4) Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in An- 
gelegenheiten der §§ 20 und 21 ist der Sozialrechts- 
weg gegeben. Soweit das Sozialgerichtsgesetz für 
bestimmte Rechtsgebiete besondere Vorschriften 
enthält, gelten die Vorschriften für die Kriegsopfer- 
versorgung. 

(5) Die Absätze 3 und 4 gelten nicht, soweit die 
Versorgung in der Gewährung von Kriegsopferfür- 
sorge nach den §§ 25 bis 27 e des Bundesversor- 
gungsgesetzes besteht. 

§ 23 

Auftragsverwaltung 

Obliegt die Ausführung dieses Gesetzes den Län- 
dern einschließlich der Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände, so handeln sie im Auftrag des Bundes. 
Soweit nach Kommunalverfassungsredit ein kolle- 
giales Organ die Auftragsangelegenheiten wahrzu- 
nehmen hat, tritt an dessen Stelle der leitende 
Beamte der Verwaltung der Gemeinde oder des Ge- 
meindeverbandes. 

§ 24 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften, Weisungsrecht 

(1) Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur 
Durchführung dieses Gesetzes erläßt der Bundes- 
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minister des Innern mit Zustimmung des Bundes- 
rates. 

(2) Im Rahmen ihres Geschäftsbereichs erlassen 
der Bundesminister des Innern und die übrigen fach- 
lich zuständigen Bundesminister Weisungen für die 
Vorbereitung und Durchführung der in diesem Ge- 
setz vorgesehenen Maßnahmen. Das Weisungsrecht 
des Bundesministers des Innern erstreckt sich auch 
darauf, aus welchen Gebieten eine Verlegung zu 
erfolgen hat, welche Teile der Bevölkerung verlegt 
werden sollen und in welchen Aufnahmegebieten 
die Personen unterzubringen sind. 

(3) Der Bundesminister des Innern kann seine Be- 
fugnisse aus diesem Gesetz durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates ganz oder teil- 
weise auf das Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz übertragen. 

§ 25 

Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten der Maßnahmen, 
die den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbän- 
den durch dieses Gesetz, durch die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und all- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften und durch Wei- 
sungen der zuständigen Bundesbehörden vorge- 
schrieben werden; persönliche und sächliche Verwal- 
tungskosten werden nicht übernommen. 

(2) Der Bund gewährt den Gemeinden, die für 
eine Verlegung oder für die Unterbringung von 
Personen vorgesehen sind, zur erstmaligen Aufstel- 
lung der Unterlagen einen einmaligen Zuschuß. Der 
Bundesminister des Innern kann durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, in welcher Weise dieser Zu- 
schuß pauschal festgesetzt wird. 

(3) Die in Absatz 1 aufgeführten Ausgaben sind 
für Rechnung des Bundes zu leisten. Die damit zu- 
sammenhängenden Einnahmen sind an den Bund 
abzuführen. 

(4) Auf die für Rechnung des Bundes zu leisten- 
den Ausgaben und die mit ihnen zusammenhängen- 
den Einnahmen sind die Vorschriften über das Haus- 
haltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für die 
Durchführung des Haushalts verantwortlichen Bun- 
desbehörden können ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden übertragen und 
zulassen, daß auf die für Rechnung des Bundes zu 
leistenden Ausgaben und die mit ihnen zusammen- 
hängenden Einnahmen die landesrechtlichen Vor- 
schriften über die Kassen- und Buchführung der zu- 
ständigen Landes- und Gemeindebehörden ange- 
wendet werden. 

§ 26 

Auskunftspflicht 

(1) Die zuständige Behörde kann zur Durchfüh- 
rung der ihr auf Grund dieses Gesetzes übertrage- 
nen Aufgaben von Personen und nichtrechtsfähigen 
Personenvereinigungen die erforderlichen Aus- 
künfte verlangen. Die von der zuständigen Behörde 
mit der Einholung von Auskünften beauftragten 


Personen sind befugt, Grundstücke und Geschäfts- 
räume des Auskunftspflichtigen zu betreten, dort 
Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen und in 
die geschäftlichen Unterlagen des Auskunftspflich- 
tigen Einsicht zu nehmen. Bei juristischen Personen 
und nichtrechtsfähigen Personenvereinigungen ha- 
ben die nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsver- 
trag zur Vertretung berufenen Personen die ver- 
langten Auskünfte zu erteilen und Maßnahmen nach 
Satz 2 zu dulden. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

(3) Die nach Absatz 1 erlangten Kenntnisse und 
Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungsver- 
fahren oder Steuerstrafverfahren verwendet wer- 
den. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten insoweit nicht. 

§ 27 

Ordnungswidrigkelten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne zwingen- 
den Grund 

1. entgegen § 2 Abs. 1 ohne behördliche Ge- 
nehmigung seinen Aufenthaltsort selb- 
ständig wechselt, sofern nicht ein Fall des 
§ 2 Abs. 2 oder 3 vorliegt, 

2. entgegen § 4 Abs. 2 der Verpflichtung zur 
Teilnahme an einer Verlegung nicht nach- 
kommt, 

3. entgegen § 6 Abs. 1 eine zur Durchfüh- 
rung einer Verlegung erteilte Anordnung 
nicht befolgt, 

4. entgegen § 12 Abs. 2 der Verpflichtung 
zur Teilnahme an einer Übung nicht nach- 
kommt, 

5. entgegen § 12 Abs. 2 und 3 eine zur 
Durchführung einer Übung erteilte An- 
ordnung nicht befolgt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig entgegen § 26 Abs. 1 Satz 1 und 
Satz 3 eine Auskunft nicht, nicht rechtzeitig, nicht 
vollständig oder unrichtig erteilt oder die Aus- 
übung der in § 26 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Be- 
fugnisse nicht duldet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeiten können mit Geld- 
buße geahndet werden. 

§ 28 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
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ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes be- 
trauten Stelle bekannt geworden ist, unbefugt offen- 
bart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


V. ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

§ 29 

Rechtswegr Rechtsmittel 

(1) Für Rechtsstreitigkeiten aus diesem Gesetz 
gilt die Verwaltungsgerichtsordnung, soweit nicht 
ein anderer Rechtsweg vorgeschrieben ist. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Berufung gegen das Urteil und die Be- 
schwerde gegen eine andere Entscheidung des Ver- 
waltungsgerichts sind ausgeschlossen. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für Rechts- 
streitigkeiten aus § 15 sowie im Verfahren nach 
§ 22 Abs. 5. 


§ 30 

Änderung des Schwerbeschädigtengesetzes 

Das Schwerbeschädigtengesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

Im § 1 Abs. 1 Buchstabe a werden am Schluß 
die Worte „im Sinne des § 20 des Gesetzes zur 
Regelung des Aufenthalts der Zivilbevölkerung 
im Verteidigungsfall oder" angefügt. 

§ 31 

Stadtstaaten-Klausel 

Die Senate der Länder Bremen und Hamburg wer- 
den ermächtigt, die Vorschriften dieses Gesetzes 
über die Zuständigkeit von Behörden dem besonde- 
ren Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzupassen 
und insbesondere zu bestimmen, welche Stellen die 
Aufgaben der Gemeinde nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes wahrzunehmen haben. 

§ 32 

Einschränkung von Grundrechten 

Soweit durch die Vorschriften dieses Gesetzes die 
Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 
Abs. 2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit (Ar- 
tikel 11 des Grundgesetzes) und der Unverletzlich- 
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
berührt werden, werden diese Grundrechte einge- 
schränkt. 

§ 33 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1. Zweck und Gliederung des Gesetzes 

Im Falle eines Krieges wird das Schicksal der Zivil- 
bevölkerung, aber auch die Wirksamkeit der militä- 
rischen Verteidigung weitgehend davon abhängen, 
wie sich der Einzelne gegenüber den jedermann be- 
drohenden Gefahren verhält. Sollten große Teile der 
Bevölkerung bei Ausbruch der Feindseligkeiten oder 
bereits vorher fluchtartig die Wohnstätten verlassen, 
um sich in vermeintliche Sicherheit zu begeben, so 
würden sie damit nicht nur sich selbst unabsehbaren 
Gefahren aussetzen, sondern auch die Operations- 
freiheit der Streitkräfte gefährden und darüber hin- 
aus die öffentliche Verwaltung in ihrem Bemühen, 
die Bevölkerung vor den schlimmsten Auswirkun- 
gen eines Krieges zu bewahren, vor unlösbare Auf- 
gaben stellen. Das gilt nicht nur dann, wenn die 
Verwendung von Kernwaffen zu einer weitgehen- 
den radioaktiven Verstrahlung des ganzen Bundes- 
gebietes führt, sondern in gleichem Maße unter al- 
len anderen denkbaren Umständen eines künftigen 
Krieges. 

Es ist daher eine der Hauptforderungen des zivilen 
Bevölkerungsschutzes und der zivilen Notstands- 
planung, daß im Falle eines Krieges grundsätzlich 
jeder da bleibt, wo er sich gerade befindet, und daß 
größere Bewegungen, wenn überhaupt, nur auf be- 
hördliche Anordnung hin und nur dann erfolgen, 
wenn es der Schutz der Bevölkerung oder die mili- 
tärische Verteidigung dringend erheischen. Dieser 
Grundsatz des „stay at home" gilt im ganzen NATO- 
Bereich. Aus allgemeinen wehrgeographischen Grün- 
den dürfte er jedoch für keinen anderen Mitglied- 
staat der NATO von so überragender Bedeutung 
sein wie für die Bundesrepublik. 

Um dieser Forderung Geltung zu verschaffen, be- 
darf es in erster Linie einer sachlichen Aufklärung 
der Öffentlichkeit über die Gefahren der modernen 
Kriegführung und über die Schutzmöglichkeiten, die 
jeder Einzelne, so gut es geht, nutzen sollte. Es be- 
darf darüber hinaus praktischer Vorkehrungen der 
Länder und Gemeinden, um die Gefahr des Entste- 
hens von Bevölkerungsbewegungen im Falle eines 
Krieges zu verringern und gegebenenfalls dafür sor- 
gen zu können, daß sich kleinere Fluchtbewegungen 
nicht zu großen, kaum mehr zu lenkenden Flücht- 
lingsströmen vereinigen. Es bedarf vor allem aber 
auch einer gesetzlichen Vorschrift, welche die freie 
Wahl des Aufenthaltsortes grundsätzlich beschränkt 
und jene Fälle regelt, in denen aus Gründen des 
zivilen Bevölkerungsschutzes oder der militärischen 
Verteidigung von diesem Grundsatz abgewichen 
werden muß. Dies ist der Zweck des vorliegenden 
Entwurfs eines Gesetzes zur Regelung des Aufent- 
halts der Zivilbevölkerung im Verteidigungsfall. 

Die grundlegenden Vorschriften dos Entwurfs glie- 
dern sich in zwei Abschnitte, von denen der erste 
die im Verteidigungsfall und bei drohenden Angrif- 


fen zu treffenden Maßnahmen, der zweite die Vor- 
bereitungen im Trieclen l)'eb and eit. Der 1. Abschnitt 
wiederum umfaßt zwei Unterabschnitte, denen vor- 
an in § 1 die Voraussetzungen genannt sind, unter 
denen alle folgenden Vorschriften über die Be- 
schränkung der freien Wahl des Aufenthaltsortes 
allein wirksam v/erden sollen. Es sind dies — alter- 
nativ — die Feststellung nach Artikel 59a des Grund- 
gesetzes, ein bewaffneter Angriff auf die Bundesrepu- 
blik oder die Feststellung der Bundesregierung, daß 
Beschränkungen in der Wahl des Aufenthaltsortes 
dringend erforderlich sind, um die Zivilbevölkerung 
zu schützen oder um die Verteidigungsbereitschaft 
aufrechtzuerhalten bzw. beschleunigt herzustellen. 
Im 1. Unterabschnitt folgt sodann die wichtigste 
Vorschrift des ganzen Entwurfs: Jeder Wechsel des 
Aufenthaltsortes bedarf grundsätzlich einer behörd- 
lichen Genehmigung; die Genehmigung darf nur 
ausnahmsweise und auch nur dann erteilt werden, 
wenn Belange der Verteidigung einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung nicht entgegenstehen. 
Der Unterabschnitt enthalt des weiteren einige not- 
wendige Ausnahmen von diesem Grundsatz, insbe- 
sondere für die Anwendung anderer Notstandsge- 
setze sowie für behördliche Anordnungen, die ab- 
weichende Verpflichtungen enthalten. 

Der 2. Unterabschnitt bandtdl von „Verlegun- 
gen". Hierunter ist eine vorubeug erbende — in der 
Regel freiwillige - - Umquartierung von Teilen 
der Zivilbevölkerung über möglichst kurze Entfer- 
nungen zu verstehen — eine Maßnalime, die not- 
wendig werden kann, um die Gefahr von Massen- 
verluslen in Großstädten zu verringern oder einer 
akuten besonderen Gefährdung der Bewohner be- 
stimmter Orte und Gebiete durch Waffenwirkung 
oder militärische Operationen zu begegnen. Das 
Wort „Evakuierung" wird im Entwurf bewußt ver- 
mieden, weil die damit verbundenen Vorstellungen 
auf die heutigen Verhältnisse in keiner Hinsicht 
mehr ziitreffen. Es kann keine Rede davon sein, daß 
in einem künftigen Kriegsfälle noch erhebliche Teile 
der Bevölkerung über weite Entfernungen in Sicher- 
heit gebracht v/erden könnten. Einmal ist das ge- 
samte Bundesgebiet in einem solchen Falle gefähr- 
det. Zum anderen schränken die Enge des zur Ver- 
fügung stehenden Raumes, die Kürze der Zeit- 
spanne, in der Verlegungen diirchgeführt werden 
können, sowie die Inanspruchnahme der Verkehrs- 
wege durch militärische Bewegungen die Möglich- 
keit geplanter Bevölkerungsbewegungen von vorn- 
herein auf ein bescheidenes Maß ein. Es wird ganz 
von den Umständen abhängen, ob überhaupt Ver- 
legungen durchgeführt werden können. Auf der an- 
deren Seite müssen aber die rechtlichen und verwal- 
tungsmäßigen Voraussetzungen für Verlegungen ge- 
.schaffon werden, um davon Gebrauch machen zu 
können, wenn die Lage dies erfordert. Auch andere 
Staaten, wie z. B. Belgien, Dänemark, Frankreich 
oder die Niederlande', um nur einige^ westliche Nach- 
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barstaaten zu nennen, bereiten solche Maßnahmen 
vor. Am weitesten fortgeschritten dürften die Vor- 
bereitungen in Schweden sein, wo bereits Übungen 
unter Teilnahme der Bevölkerung abgehalten wor- 
den sind. 

Außer der Grundsatzbestimmung des § 4 enthält der 
2. Unterabschnitt Vorschriften über die Zustän- 
digkeit und das Verfahren für die Anordnung und 
Durchführung von Verlegungen, wobei angesichts 
der Ungewißheit des Ablaufs kriegerischer Entwick- 
lungen nur äußerst elastische Vorschriften den 
Zweck erfüllen können. Es folgen sodann Bestim- 
mungen über die Pflichten der Verlegungsteilneh- 
mer sowie über Verpflichtungen der Behörden und 
Einzelpersonen bei der Aufnahme, Betreuung und 
Rückführung verlegter Personen. Schließlich sieht 
der 2. Unterabschnitt die entsprechende An- 
wendung von Verlegungsbestimmungen auf spon- 
tane Bevölkerungsbewegungen vor, eine Regelung, 
welche für die Verwirklichung des Grundsatzes 
„stay at home" von besonderer Bedeutung ist. 

Der II. Abschnitt - — Maßnahmen im Frieden — 
enthält insbesondere eine Verpflichtung der Behör- 
den, Verlegungs- und Aufnahmepläne aufzustellen, 
sowie Bestimmungen über die Abhaltung von Übun- 
gen. Auf Bundes- und z. T. auch auf Landesebene 
liegen bereits Planungsrichtlinien vor. In den unte- 
ren Verwaltungsebenen dagegen hat sich das Feh- 
len einer gesetzlichen Regelung bisher hemmend 
ausgewirkt, so daß erst für wenige Städte Ver- 
legungspläne vorhanden sind, die jedoch auch noch 
nicht durchführungsreif sind. 

Ein III. Abschnitt des Entwurfs behandelt als be- 
sonderes organisatorisches Problem — sowohl in 
der Vorbereitung, als auch in der Durchführung — 
die Verlegung von Krankenhäusern und Heimen, in 
denen pflegebedürftige Personen untergebracht 
sind. In diesem Zusamenhang verpflichtet er die 
Länder auch, dafür zu sorgen, daß Hilfskranken- 
häuser in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen 
und bestehende Krankenanstalten notfalls über das 
normale Maß hinaus belegt werden können. Hin- 
sichtlich der Hilfskrankenhäuser und der Bevor- 
ratung von Einrichtungsgegenständen sowie ärzt- 
lichem Gerät handelt es sich dabei um Maßnahmen, 
für die schon seit einigen Jahren Bundesmittel be- 
reitgestellt werden, ohne daß es hierfür bislang 
eine gesetzliche Regelung gab. 

Von den „gemeinsamen Vorschriften", die den 
IV. Abschnitt bilden, sind besonders die Vor- 
schriften über die Einführung der Bundesauftrags- 
verwaltung und die Kostentragung hervorzuheben. 
Die in dem Entwurf vorgesehenen Maßnahmen kön- 
nen nur dann sinnvoll vorbereitet und durchgeführt 
werden, wenn dem Bund ein uneingeschränktes 
Weisungsrecht nach Artikel 85 GG zusteht, und 
zwar einmal deswegen, weil zwingende Belange der 
militärischen Führung und der zivilen Notstands- 
planung eine bundeseinheitliche Regelung im Frie- 
den wie im Verteidigungsfalle erfordern, zum an- 
deren, weil es sich vielfach um Vorgänge handelt, 
die über die Grenzen einzelner Länder hinausgrei- 
fen. Die Bestimmungen über die Kosten sind — ab- 
gesehen von der Gewährung eines einmaligen Zu- 
schusses zur Aufstellung von Verlegungs- und Un- 


terbringungsplänen durch die Gemeinden — der 
Regelung in § 32 des Ersten Gesetzes über Maß- 
nahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung angepaßt. 
Die übrigen Vorschriften des IV. Abschnittes regeln 
die Versorgung wegen gesundheitlicher Schäden als 
Folgen einer Verlegung, ferner die Auskunftspflicht 
gegenüber den mit der Durchführung des Gesetzes 
betrauten Behörden, sowie die Ahndung von Ord- 
nungswidrigkeiten und Verletzungen der Geheim- 
haltungspflicht. 

Der V. Abschnitt schließlich enthält Vorschriften 
über Rechtsweg und Rechtsmittel, ferner die im 
Falle der Einschränkung von Grundrechten erfor- 
derliche Bestimmung nach Artikel 19 Abs. 1 des 
Grundgesetzes, eine Ergänzung des Schwerbeschä- 
digtengesetzes und die üblichen Schlußbestimmun- 
gen. 

2. Verfassungsrechtliche Fragen 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 73 Nr. 1 des Grundgesetzes. 

Die im Entwurf vorgesehenen Maßnahmen erfor- 
dern eine Einschränkung der Grundrechte der Frei- 
heit der Person, der Freizügigkeit und der Unver- 
letztlichkeit der Wohnung. Einer Änderung oder Er- 
gänzung des Grundgesetzes bedarf es nicht. Die 
Einschränkung der Grundrechte der Freizügigkeit 
und der Unverletzlichkeit der Wohnung wird durch 
Artikel 17 a Abs. 2 des Grundgesetzes gedeckt. 

3. Kosten 

Da der Entwurf die Ausführung des Gesetzes in 
Bundes auf tragsverwaltung vorsieht, fallen dem 
Bund nur die Zweckausgaben zur Last, während die 
persönlichen und sächlichen Verwaltungskosten von 
den Ländern bzw. Gemeinden zu tragen sind. 

Bei den Planungen für die Beschränkung des Auf- 
enthaltswechsels werden im allgemeinen nur Ver- 
waltungskosten anfallen. 

Die Aufstellung von Plänen zur Durchführung von 
Verlegungsmaßnahmen wird im Frieden gleichfalls 
überwiegend Verwaltungskosten verursachen. So- 
weit Zweckausgaben entstehen können, wie etwa 
bei Abhaltung von Übungen oder für eine Kenn- 
zeichnung bestimmter Straßen oder Sammelstellen, 
werden die anfallenden Kosten von untergeordneter 
Bedeutung sein. Der Entwurf sieht zur erstmaligen 
Aufstellung der Unterlagen in den für eine Ver- 
legung und für die Unterbringung vorgesehenen 
Gemeinden einen einmaligen Bundeszuschuß vor. 
Für diese Aufgabe wurden im Haushaltsplan 1962 
bereits 4 Millionen DM vorweg zur Verfügung ge- 
stellt. 

Für die bauliche Vorbereitung geeigneter Gebäude 
als Ausweich- oder Hilfskrankenhäuser stellt der 
Bund bereits seit einigen Jahren Mittel zur Ver- 
fügung. Im Haushaltsplan für 1962 sind es ca. 
20 Millionen DM, im Entwurf des Haushaltsgesetzes 
1963 beträgt der entsprechende Ansatz 10 Millionen 
DM. Zunächst soll ein Mindestmaß von Vorberei- 
tungen getroffen werden, auf die auch unter be- 
scheidensten Verhältnissen vom ärztlichen Stand- 
punkt aus nicht verzichtet werden kann. Nach den 
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bisherigen Erfahrungen werden hierfür je Objekt 
im Durchschnitt etwa 70 000 DM erforderlich sein. 
Für die Fortsetzung des Programms sind entspre- 
chend den Fortschritten der Planung und der Lei- 
stungsfähigkeit der Bauwirtschaft jährlich etwa 10 
bis 15 Millionen DM anzusetzen. Laufende Kosten 
zur Pflege und Unterhaltung der Spezialeinrichtun- 
gen werden dabei unter Berücksichtigung eines an- 
gemessenen Vorteilsausgleichs für die Benutzung 
der Einrichtungen durch den Gebäudeeigentümer 
nicht in nennenswertem Umfang anfallen. 

Die Kosten für die Bevorratung der Hilfskranken- 
häuser werden nach den bisherigen Erfahrungen bei 
etwa 350 000 DM je Einheit von 200 Betten liegen; 
für die Erweiterung der Aufnahmefähigkeit be- 
stehender Krankenanstalten ist von einem Betrag 
von 350 DM je Bett auszugehen. 


4. Die einzelnen Bestimmungen 

Zur Einleitungsformel 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates 
nach Artikel 87 b Abs. 2 des Grundgesetzes, da es 
Bestimmungen über die Ausführung durch die Län- 
der im Aufträge des Bundes enthält. 


I. ABSCHNITT 

Maßnahmen im Verteidigungsfall 
und bei drohendem Angriff 

Zu § 1 

Absatz 1 erläutert als Grundsatzbestimmung Zweck 
und Ziel der für den Verteidigungsfall und für 
Spannungszeiten vorgesehenen Beschränkungen in 
der freien Wahl des Aufenthaltsortes, denen grund- 
sätzlich die gesamte Bevölkerung im Bundesgebiet 
unterliegt. 

Die Beschränkungen werden kraft Gesetzes wirk- 
sam, wenn eine der in Absatz 2 alternativ aufge- 
zählten Voraussetzungen eintritt. Es sind dies in 
erster Linie die Feststellung des Verteidigungsfalles 
gemäß Artikel 59 a des Grundgesetzes und die Eröff- 
nung von Feindseligkeiten durch eine fremde be- 
waffnete Macht gegen die Bundesrepublik. Die 
dritte Alternative des § 1 Abs. 2 eröffnet die Mög- 
lichkeit, die Beschränkungen schon dann in Wirk- 
samkeit zu setzen, wenn akute internationale Span- 
nungen den baldigen Ausbruch von Feindseligkei- 
ten befürchten lassen. Das ist erforderlich, um grö- 
ßere spontane Bevölkerungsbewegungen, die schon 
zu diesem Zeitpunkt einsetzen können, mit ihren 
unabsehbaren Gefahren für Leben und Gesundheit 
der Bevölkerung, aber auch für die Verteidigungs- 
bereitschaft der Bundesrepublik verhindern zu kön- 
nen. Voraussetzung für das Wirksamwerden der 
Beschränkungen ist hierbei, daß die Bundesregie- 
rung die Notwendigkeit von Beschränkungen in der 
freien Wahl des Aufenthaltsortes festgestellt hat. 


Sie hat dabei ausschließlich von dem in Absatz 1 
enthaltenen Zweck einer solchen einschneidenden 
Maßnahme auszugehen. 


1. UNTERABSCHNITT 

Beschränkung des Aufenthaltswechsels 

Zu § 2 

Absatz 1 konkretisiert den Grundsatz des § 1 dahin, 
daß die Bevölkerung des Bundesgebietes unter den 
Voraussetzungen des § 1 den jeweiligen Aufent- 
haltsort nur noch mit besonderer behördlicher Ge- 
nehmigung wechseln darf. Das Verbot, den Auf- 
enthalt selbständig zu wechseln, läßt zwar die Teil- 
nahme an freiwilligen oder Pflichtverlegungen von 
Teilen der Zivilbevölkerung (§ 4 des Entwurfs) 
unberührt, untersagt jedoch die eigenmächtige 
Rückkehr in die Ausgangsorte. 

Da sich die Lage in einer Spannungszeit oder auch 
in einem Verteidigungsfall nicht voraussehen läßt, 
ist es denkbar, daß nur in einzelnen Teilen des 
Bundesgebietes krisenhafte Zustände herrschen. Die 
in Absatz 2 vorgesehene Befugnis, im Wege von 
Allgemeinverfügungen Ausnahmen von der Ge- 
nehmigungspflicht zuzulassen, soll derartigen Situa- 
tionen in elastischer Anpassung gerecht werden und 
zugleich — - soweit möglich — die Rückkehr von 
Urlaubern, Reisenden und ähnlichen Personengrup- 
pen in ihre Heimat ermöglichen. 

Der Vorrang der in Absatz 3 genannten Verpflich- 
tungen gegenüber den für die Allgemeinheit gelten- 
den Aufenthaltsbeschränkungen ist zur Herstellung 
und Aufrcchterhaltung der militärischen und zivilen 
Verteidigungsbereitschaft erforderlich. Soweit zur 
Erfüllung derartiger persönlicher Verpflichtungen 
Reisen erforderlich sind, bedarf es keiner Geneh- 
migung nach Absatz 1. 

Zu § 3 

Der Entwurf überläßt es entsprechend dem Grund- 
satz des Artikels 85 Abs. 1 des Grundgesetzes den 
Landesregierungen, die zuständigen Behörden zu 
bestimmen. 


2. UNTERABSCHNITT 
Verlegungen 

Zu § 4 

§ 4 schafft die gesetzliche Grundlage für behördlich 
gesteuerte Verlegungsmaßnahmen, die zum Schutz 
besonders bedroht erscheinender Teile der Zivil- 
bevölkerung notwendig werden können. Sie sollen 
im allgemeinen nicht über größere Entfernungen 
durchgeführt werden. Ihre Zulässigkeit ist an die 
zeitlichen Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 geknüpft. 
In der Regel wird es der freien Entscheidung des 
Einzelnen überlassen bleiben, ob er an einer Ver- 
legung teilnehmen will; gleichwohl kann auf die 
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Möglichkeit einer zwangsweisen Umquartierung 
nicht verzichtet werden, um im Einzelfall Ortschaf- 
ten oder kleinere Gebietsteile räumen zu können, 
die ganz besonders bedroht erscheinen oder deren 
Räumung aus zwingenden Gründen erforderlich 
werden kann. Absatz 2 begründet daher die Pflicht 
für den einzelnen Bürger, auf entsprechende An- 
ordnung an einer derartigen Verlegung teilzuneh- 
men. 

Zu § 5 

Der Entwurf macht Verlegungsmaßnahmen von 
einer entsprechenden Weisung oder Ermächtigung 
des Bundesministers des Innern an die jeweilige 
Landesregierung abhängig. Mit dieser Regelung 
wird gewährleistet, daß Verlegungen nur ange- 
ordnet werden, soweit es unter Berücksichtigung 
ihrer einschneidenden Folgen für die betroffene 
Bevölkerung nach der Gesamtlage unbedingt erfor- 
derlich ist. Die Befugnis, die Auslösung von Verle- 
gungsmaßnahmen auch in das Ermessen der Landes- 
regierung zu stellen, ermöglicht es, sich einer beson- 
deren Lage in einzelnen Ländern anzupassen. 

Absatz 2 überläßt es entsprechend Artikel 85 Abs. 1 
des Grundgesetzes den Landesregierungen, die be- 
hördliche Zuständigkeit für die Durchführung zu 
regeln. In der Regel werden die Behörden der all- 
gemeinen inneren Verwaltung, vornehmlich die 
Gemeinden, in Betracht kommen. Die Verpflichtung 
der Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs, an 
Verlegungsmaßnahmen mitzuwirken, ergibt sich aus 
§ 11 des Entwurfs eines Verkehrssicherstellungs- 
gesetzes. 

Die nach § 24 vom Bundesminister des Innern zu 
erlassenden Weisungen sollen auch auf der unteren 
Ebene die notwendige Abstimmung mit den zustän- 
digen militärischen Stellen sicherstellen, die für 
einen möglichst reibungslosen Ablauf der Bewe- 
gungen unerläßlich ist. 


Zu § 6 

Eine geordnete Durchführung von Verlegungsmaß- 
nahmen macht eine Reihe von Einzelanordnungen 
erforderlich, die auch von Teilnehmern an frei- 
willigen Verlegungen zu befolgen sind. Als an- 
ordnungsbefugt mußten die Beauftragten der zu- 
ständigen Behörde besonders erwähnt werden, da 
die nach Kommunalverfassungsrecht bestellten Ver- 
treter zur Erfüllung der vielfältigen Aufgaben nicht 
aiisreichen werden. Es wird daher auf Helfer aus 
der Bevölkerung zurückgegriffen werden müssen, 
die mit der Wahrnehmung gewisser Funktionen, 
etwa eines Transportleiters, betraut werden können. 
Die Benutzung eigener Fahrzeuge kann bereits nach 
Absatz 1 Satz 1 gefordert werden; Satz 2 stellt 
lediglich klar, daß solche Teilnehmer auch ohne be- 
sonderes Anforderungsverfahren nach dem Bundes- 
loistungsgesetz verpflichtet werden können, weitere 
Personen in ihrem Kraftfahrzeug zu befördern. 

Absatz 2 trägt der Tatsache Rechnung, daß Ver- 
legungen nur Erfolg haben können, wenn sie schnell 


durchgeführt werden. Für die Aufforderung zur 
Verlegung und alle weiteren Anordnungen muß 
daher jede sich bietende Bekanntmachungsmöglich- 
keit, z. B. durch Rundfunk und Lautsprecherwagen, 
ausgenutzt werden können. 

Nach Absatz 3 dürfen an Verlegungen keine Per- 
sonen teilnehmen, die durch die Teilnahme an der 
Erfüllung ihrer in § 2 Abs. 3 genannten Pflichten 
gehindert würden. Andererseits geht die Pflicht zur 
Teilnahme an Verlegungen im allgemeinen den 
Selbstschutzpflichten vor, weil in § 13 des Ent- 
wurfs eines Selbstschutzgesetzes die Subsidiarität 
gegenüber Verpflichtungen festgelegt ist, die sich 
für den Verteidigungsfall aus anderen Gesetzen 
ergeben. Es wird jedoch Aufgabe der mit der Ver- 
legung betrauten Behörden sein, bei der nach § 5 
Abs. 2 vorzunehmenden Abgrenzung des Teilneh- 
merkreises diejenigen Selbstschutzpfliditigen auszu- 
nehmen, die wegen der Übernahme besonderer Auf- 
gaben im Selbstschutz in ihrer Heimatgemeinde be- 
nötigt werden. 

Zu § 7 

Absatz 1 verpflichtet die Länder, Gemeindeverbände 
und Gemeinden, alle rechtlichen und tatsächlichen 
Möglichkeiten auszuschöpfen, um den an einer Ver- 
legung teilnehmenden Personen am Aufnahmeort 
ein den Umständen nach angemessenes Leben zu 
sichern. Die Fürsorgepflicht obliegt auch den Ge- 
bietskörperschaften, die auf dem Weg zum Auf- 
nahmeort der verlegten Personen liegen. 

Absatz 2 modifiziert das Bundesleistungsgesetz, um 
seine Anwendung zur schnellen Unterbringung ver- 
legter Personen zu erleichtern. Nummer 1 betrifft 
auch die zur Unterbringung erforderlichen Räume. 
Nummer 3 bestimmt im Unterschied zu § 1 der 
Rechtsverordnung über Anforderungsbehörden und 
Bedarfsträger statt der Landkreise und kreisfreien 
Städte die in erster Linie mit der Unterbringung be- 
faßten Gemeinden zu Anforderungsbehörden für 
Unterbringungsleistungen. Nummer 4 stellt die ein- 
gewiesenen Personen von der Abgeltung empfan- 
gener Unterbringungsleistungen frei. Die von der 
Gemeinde zu leistenden Zahlungen werden ihr 
gemäß § 25 Abs. 1 und 3 vom Bund erstattet. 

Zu § 8 

Diese Bestimmung gewährt verlegten Personen 
einen Anspruch auf Rückführung, sobald die Ver- 
hältnisse sie erlauben. Sie kann aber nur in einem 
geregelten Verfahren erfolgen. Die für Verlegungen 
gültigen Bestimmungen haben daher auch für die 
Rückführung zu gelten. Die entsprechende Anwen- 
dung von § 7 soll die Unterbringung im Heimatort 
auch dann ermöglichen, wenn im Einzelfall die 
eigene Wohnung infolge von Kriegsereignissen ver- 
loren gegangen sein sollte. 

Zu § 9 

Die im 1. Unterabschnitt des Entwurfs vorgesehenen 
Maßnahmen werden nicht immer das Entstehen 
spontaner Ausweich- oder Absetzbewegungen unter 
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der Zivilbevölkerung verhindern können. Schon 
kleinere ungeordnete Gruppen können aber ange- 
sichts der zu erwartenden psychologischen Belastung 
der Bevölkerung größere Bevölkerungsteile mit sich 
reißen und zu einer im Chaos endenden Massen- 
flucht führen. Es muß daher alles unternommen 
werden, um spontane Bevölkerungsbewegungen so 
schnell wie möglich unter Kontrolle zu bekommen, 
sie zu ordnen und in Gebiete zu lenken, in denen 
ihre Unterbringung gesichert werden kann, bis die 
Verhältnisse eine Rückführung gestatten. § 9 soll 
für diese Maßnahmen die rechtliche Grundlage 
schaffen. 


II. ABSCHNITT 
Maßnahmen im Frieden 

Zu § 10 

§10 enthält die grundlegende Bestimmung über die 
im Frieden möglichen und nötigen behördlichen 
Vorbereitungen und Planungen. Wenn es auch stets 
ungewiß bleiben wird, ob und in welchem Umfang 
Verlegungen (§§ 4 bis 8) durchgeführt werden kön- 
nen, so werden sie nur dann erfolgreich sein, wenn 
sie sorgfältig geplant sind, da eine ungeordnete oder 
improvisierte Bewegung größerer Teile der Bevöl- 
kerung sehr bald unübersehbare Schwierigkeiten 
auf allen Gebieten zur Folge hätte. Auch die Maß- 
nahmen zugunsten von Personen, die ohne behörd- 
liche Anordnung oder Genehmigung ihren Aufent- 
haltsort verlassen haben (§ 9), bedürfen einer um- 
fassenden Planung. 

Die Aufzählung in Satz 2 ist nicht abschließend. Im 
einzelnen werden die in § 24 vorgesehenen allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften und Weisungen 
den Inhalt und Umfang der friedensmäßigen Pla- 
nung festlegen. Voraussetzung für ihre Wirksamkeit 
ist dabei eine möglichst enge Zusammenarbeit und 
Koordinierung aller beteiligten Behörden auf allen 
Verwaltungsebenen. 

Zu § 11 

§11 eröffnet die Möglichkeit, Verlegungsübungen 
abzuhalten, um alle Beteiligten schon im Frieden 
mit den Fragen vertraut zu machen, die sich bei 
einer Verlegung ergeben. Zudem sind solche Übun- 
gen besonders geeignet, neue Erkenntnisse und 
Erfahrungen für die weiteren behördlichen Planun- 
gen zu vermitteln. Wie in Nummer 1 der Begrün- 
dung erwähnt wurde, sind in Schweden bereits meh- 
rere Verlegungsübungen unter freiwilliger Teil- 
nahme der Bevölkerung abgehalten worden. Mit 
Rücksicht auf die politische Bedeutung und die 
Kostenlast des Bundes (§ 25) ist grundsätzlich die 
Anordnungsbefugnis des Bundesministers des Innern 
vorgesehen. 

Zu § 12 

Um persönliche und wirtschaftliche Einbußen so ge- 
ring wie möglich zu halten, sollen Verlegungs- 
übungen nicht länger als 24 Stunden dauern. 


Absatz 2 unterscheidet zwischen der freiwilligen 
Teilnahme und der Pflichtteilnahme. Um Erfahrun- 
gen für die Planungen zu sammeln, werden in der 
Regel Verlegungen mit freiwilliger Beteiligung aus- 
reichen, wie sie in anderen Ländern stattgefunden 
haben. Sollen dagegen größere Bevölkerungskreise 
einbezogen werden, wird es einer Verpflichtung be- 
dürfen. 

Im Absatz 3 werden die Vorschriften über die Zu- 
ständigkeit der Behörden bei der Verlegung (§ 5 
Abs. 2) und über die Pflichten der an der Verlegung 
teilnehmenden Personen (§ 6) für entsprechend an- 
wendbar erklärt. 

Zu § 13 

Eine möglichst realistische Durchführung von Ver- 
legungsübungen wird ohne die Inanspruchnahme 
von bestimmten Sach- und Werkleistungen kaum 
möglich sein. Absatz 1 erklärt deshalb das Bundes- 
leistungsgesetz nach Maßgabe einiger besonderer 
Vorschriften für anwendbar. 

So zählt Absatz 2 abschließend auf, welche Leistun- 
gen angefordert werden können. Hierbei handelt es 
sich vor allem um die Gebrauchsüberlassung von 
baulichen Anlagen, unbebauten Grundstücken und 
Fernmeldeeinrichtungen, die Duldung von Einwir- 
kungen auf bewegliche und unbewegliche Sachen 
sowie um Instandsetzungs-, Verpflegungs- und Ver- 
kehrsleistungen. 

Absatz 3 nimmt bestimmte Vorschriften des Bundes- 
leistungsgesetzes, auf die bei einer Übung nicht 
zurückgegriffen zu werden braucht, von einer An- 
wendung bei Verlegungsübungen aus. 

Zu § 14 

Die Vorschrift lehnt sich an § 13 des 1. ZBG und 
§ 43 des Entwurfs eines Zivildienstgesetzes an. Die 
Teilnahme an einer Übung soll ein bestehendes 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis unberührt lassen. 

Absatz 1 stellt fest, daß bei einem bestehenden 
Arbeitsverhältnis die Pflicht zur Arbeitsleistung für 
die Dauer der Übung entfällt, während der Arbeit- 
geber das Arbeitsentgelt weiterzuentrichten hat. 

Absatz 2 gibt dem Arbeitgeber einen Anspruch auf 
Erstattung der fortgewährten Leistungen, wenn der 
Arbeitsausfall eine bestimmte Zeitdauer überschrei- 
tet, von der ab es dem Arbeitgeber nicht mehr zuzu- 
muten ist, die finanzielle Einbuße selbst zu tragen. 
Von einer Erstattung der durch einen öffentlichen 
Dienstherrn fortgewährten Leistungen wird abge- 
sehen. 

Absatz 3 verbietet es, den Übungsteilnehmer in 
seinem Arbeitsverhältnis wegen Teilnahme an der 
Übung in irgendeiner Weise zu benachteiligen. Um 
den Fortbestand seines Arbeitsverhältnisses zu 
sichern, wird ihm in Anlehnung an § 2 des Arbeits- 
platzschutzgesetzes ein besonderer Kündigungs- 
schutz gewährt. 

Mit Absatz 4 wird der Begriff des Arbeitnehmers 
im Sinne dieses Gesetzes klargestellt. 
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Absatz 5 bestimmt für Beamte und Richter, daß sie 
für die Zeit der Übung mit Dienstbezügen oder 
Unterhaltszuschuß beurlaubt sind. 

Damit auch Übungsteilnehmern, die nicht Arbeit- 
nehmer, Beamte oder Richter sind (z. B. alle freien 
Berufe), keine unzumutbaren finanziellen Nachteile 
entstehen, bestimmt Absatz 6, daß diesen Personen 
Ersatz für den entstehenden Verdienstausfall nach 
näherer Bestimmung einer Rechtsverordnung zu 
gewähren ist. 

Die von der Gemeinde nach Absatz 7 geleisteten 
Zahlungen werden ihr gemäß § 25 Abs. 1 und 3 vom 
Bund erstattet. 


Zu § 15 

Absatz 1 begründet einen Ersatzanspruch für den 
Verlust oder die Beschädigung von Sachen, die von 
einem Übungsteilnehmer zu Übungen mitgebracht 
werden. Die Haftung beruht auf dem Grundsatz der 
Gefährdungshaftung, jedoch wird sie in doppelter 
Weise eingeschränkt: Einmal ist kein Ersatz zu lei- 
sten, wenn dem Geschädigten zugemutet werden 
kann, den Schaden selbst zu tragen; zum anderen 
wird dem Geschädigten ein mitwirkendes Verschul- 
den nach den Grundsätzen des § 254 BGB angerech- 
net. Schadenersatz ist bei Vorliegen der Voraus- 
setzungen des § 15 auch dann zu leisten, wenn die 
Sache einem Dritten gehört. Die Verpflichtung zum 
Schadenersatz trifft die Gemeinde. Sie kann den 
Geschädigten nicht auf andere, gegen Dritte beste- 
hende Ersatzansprüche verweisen. Indes ist sie ent- 
sprechend § 255 BGB nur gegen Abtretung der ge- 
genüber Dritten bestehenden Ersatzansprüche zur 
Ersatzleistung verpflichtet, es sei denn, daß es sich 
um Ansprüche aus einem Versicherungsverhältnis 
handelt. Zahlungen der Gemeinde werden ihr ge- 
mäß § 25 Abs. 1 und 3 vom Bund erstattet. 

Durch die in Absatz 2 vorgesehene Regelung wird 
es ermöglicht, daß der nicht vorsätzlich handelnde 
haftpflichtige Übungsteilnehmer eine Entschädigung 
von der öffentlichen Hand erhält, wenn seine eigene 
Haftpflichtversicherung zu Recht ihre Eintrittspflicht 
verneint. 

Absatz 3 soll verhindern, daß der Schadenersatz- 
anspruch aus § 15 als anderweitiger Ersatz im Sinne 
des § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB angesehen wird. 


Zu § 16 

Die Vorschrift beschränkt die Schadenshaftung 
eines Übungsteilnehmers gegenüber einem anderen 
Übungsteilnehmer auf Vorsatz. Ein Haftungsaus- 
schluß bereits bei grober Fahrlässigkeit ist gerecht- 
fertigt, weil von den Übungsteilnehmern unter Um- 
ständen ohne entsprechende Ausbildung Tätigkeiten 
verlangt werden, die sie bisher nicht ausgeführt 
haben. 


III. ABSCHNITT 

Krankenhäuser und sonstige Anstalten 
Zu § 17 

Bei den in diesem Gesetzentwurf vorgesehenen all- 
gemeinen Verlegungsmaßnahmen bedürfen die mit 
der Verlegung von Krankenhäusern zusammenhän- 
genden Fragen einer besonderen Berücksichtigung. 
Eine solche Maßnahme bedarf einer besonders 
gründlichen Planung und Vorbereitung; die ärzt- 
liche Behandlung kann an einem anderen Ort nur 
dann erfolgreich fortgesetzt werden, wenn die An- 
stalt in ein Gebäude verlegt wird, das über ein 
gewisses Mindestmaß an Spezialeinrichtungen und 
baulichen Vorkehrungen verfügt. Hierzu ist es er- 
forderlich, daß die Länder schon im Frieden geeig- 
nete Gebäude erfassen und als „Ausweichkranken- 
häuser" herrichten; ferner müssen die Träger oder 
Inhaber der zu verlegenden Anstalten verpflichtet 
werden können, bereits im Frieden vorbereitende 
Maßnahmen für die Verlegung durchzuführen. Ne- 
ben der Planung kann etwa daran gedacht werden, 
Ergänzungsvorräte Vir den Notstandsfall bereits bei 
den vorgesehenen Ausweichkrankenhäusern zu la- 
gern. 

Die für die Verlegung der Krankenanstalten getrof- 
fene Regelung muß im gleichen Maße für Alters-, 
Jugend- und Kinderheime sowie für ähnliche Ein- 
richtungen gelten, in denen pflegebedürftige Per- 
sonen untergebracht sind. 


Zu § 18 

Mit dieser Vorschrift wird angestrebt, auch am 
Aufnahmeort die ärztliche Versorgung von Personen 
sicherzustellen, die als Folge der Kriegsereignisse 
einer stationären Behandlung bedürfen. Da die Auf- 
nahmefähigkeit der bestehenden Krankenanstalten 
hierfür nicht ausreicht, sollen schon jetzt geeignete 
Gebäude zweckentsprechend hergerichtet werden, 
damit dort im Verteidigungsfall Patienten unter- 
gebracht und behandelt werden können. Hierfür 
kommen — ■ ebenso wie für Ausweichkrankenhäu- 
ser — Schulen, Sanatorien, Erholungsheime und 
ähnliche Objekte in Betracht, die bereits über ge- 
eignete Räumlichkeiten zur Unterbringung und Ver- 
sorgung einer größeren Zahl von Personen ver- 
fügen. 

Der Umfang der notwendigen baulichen und son- 
stigen Maßnahmen ist in allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften und Weisungen nach § 24 des Entwurfs 
festzulegen. 

Außer durch eine Herrichtung von Hilfskranken- 
häusern werden zusätzliche Krankenbetten aber 
auch dadurch zur Verfügung gestellt werden kön- 
nen, daß die Aufnahmefähigkeit bestehender Kran- 
kenhäuser erweitert wird. Dies kann einmal durch 
eine engere Belegung der Anstalten selbst gesche- 
hen, aber auch dadurch, daß geeignete Gebäude in 
der näheren Umgebung eines Krankenhauses in den 
Krankenhauskomplex einbezogen werden. 
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Anders als bei bestehenden Anstalten (§ 17), die 
im Falle ihrer Verlegung grundsätzlich die transpor- 
table Einrichtung und Ausstattung mitführen sollen, 
bedarf es zur Inbetriebnahme von Hilfskranken- 
häusern der entsprechenden Bevorratung von ärzt- 
lichem Gerät und von unbedingt benötigten Einrich- 
tungsgegenständen. Im einzelnen werden nähere 
Regelungen im Rahmen von allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften und Weisungen nach § 24 zu tref- 
fen sein. 

Nach Absatz 2 sollen Träger der Hilfskrankenhäuser 
die Landkreise und kreisfreien Städte sein. Diese 
Regelung geht davon aus, daß diese Gebietskörper- 
schaften im allgemeinen auch im Frieden Träger 
von Krankenanstalten sind. Es wird sich empfehlen, 
Hilfskrankenhäuser organisatorisch an bestehende 
Anstalten anzugliedern. 

Zu § 19 

Im Rahmen von allgemeinen Verlegungsmaßnahmen 
kann es aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung erforderlich werden, Vollzugsanstalten zu 
verlegen, und zwar auch über die Grenzen eines 
Bundeslandes hinweg. Für solche Fälle müssen — 
ähnlich wie bei Ausweichkrankenhäusern — bereits 
im Frieden bestimmte V orkehrungen getroffen wer- 
den. 


IV. ABSCHNITT 
Gemeinsame Vorschriften 

Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten überein- 
stimmend für die in den drei vorangegangenen 
Abschnitten enthaltenen Regelungen. 

Zu § 20 

§ 20 regelt die Voraussetzungen des Anspruchs auf 
Versorgung wegen einer im Rahmen einer Ver- 
legung erlittenen gesundheitlichen Schädigung. 

In Anlehnung an die Bestimmungen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes und des Soldatenversorgungsge- 
setzes ist in Absatz 2 der Anspruch auf Versorgung 
auf solche Schädigungen ausgedehnt worden, die 
bei einer mit der Verlegung, Flüchtlingslenkung 
oder Rückführung zusammenhängenden Maßnahme 
oder bei einer Übung aufgetreten sind. 

Die Versorgung nach § 20 soll, wie auch nach den 
entsprechenden versorgungsrechtlichen Vorschriften 
anderer Gesetze, nur auf Antrag gewährt werden. 

Zu § 21 

§ 21 regelt das Zusammentreffen versorgungsrecht- 
licher Ansprüche. 

Absatz 1 stellt klar, daß bei einer gesundheitlichen 
Schädigung, die sowohl Versorgungsansprüche nach 
diesem Gesetz als auch nach anderen Gesetzen be- 
gründet, die das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklären, nur ein Anspruch nach den an- 
deren Gesetzen gegeben sein soll. 


Absatz 2 regelt das Zusammentreffen von mehreren 
gesundheitsschädigenden Einwirkungen, die Ver- 
sorgungsansprüche zur Folge haben. Für diesen Fall 
soll eine einheitliche Bewertung der gesundheit- 
lichen und wirtschaftlichen Einbuße vorgenommen 
werden. 

Erfolgt die gesundheitliche Schädigung bei Erfüllung 
von Aufgaben auf Grund eines Dienst- oder Arbeits- 
verhältnisses, so sind versorgungsrechtliche An- 
sprüche aus diesem Gesetz ausgeschlossen, weil 
insoweit entprechende Anprüche aus diesem Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis bestehen. 


Zu § 22 

Die Regelung der Versorgungsansprüche soll nach 
§ 22 von den zur Durchführung des Bundesversor- 
gungsgesetzes zuständigen Landesbehörden im Auf- 
träge des Bundes durchgeführt werden. Die Über- 
tragung an diese Behörden erscheint wegen der in 
§ 20 Abs. 1 vorgesehenen entsprechenden Anwen- 
dung des Bundesversorgungsgesetzes geboten. 

Die Absätze 3 und 4 sollen sicherstellen, daß für das 
Verfahren in Versorgungssachen und für den Rechts- 
weg die gleichen Vorschriften gelten wie bei der 
Durchführung der Versorgung nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz, dem Unterhaltsbeihilfegesetz, dem 
Häftlingshilfegesetz, dem Soldatenversorgungsge- 
setz, dem Ersatzdienstgesetz und dem Entwurf eines 
Zivildienstgesetzes. 

Die Nichtanwendbarkeit der Absätze 3 und 4 bei 
Leistungen der Kriegsopferfürsorge folgt daraus, daß 
die Durchführung der Kriegsopferfürsorge nicht den 
Versorgungsämtern und Landesversorgungsämtern, 
sondern den Fürsorgestellen für Kriegsbeschädigte 
und Kriegshinterbliebene und Hauptfürsorgestellen, 
d. h. Behörden der inneren Verwaltung, übertragen 
ist. Für das Verwaltungsverfahren in der Kriegs- 
opferfürsorge gilt neben den allgemeinen Vorschrif- 
ten die Verordnung zur Kriegsopferfürsorge vom 
30. Mai 1961 (Bundesgesetzbl, I S. 653) — Ab- 
schnitt 3 (Verfahren). Der Rechtsweg richtet sich 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung (vgl. auch 
§ 51 Abs. 2 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes). 

Zu § 23 

Die Einführung der Bundesauftragsverwaltung stützt 
sich auf Artikel 87 b Abs. 2 des Grundgesetzes. Sie 
soll sowohl bei den Vorbereitungen im Frieden als 
auch im Verteidigungsfall den einheitlichen Vollzug 
des Gesetzes mit Hilfe des in Artikel 85 Abs. 3 des 
Grundgesetzes verankerten Weisungsrechtes sicher- 
stellen. Bezüglich der Notwendigkeit ihrer Einfüh- 
rung wird auf Nummer 1 der allgemeinen Begrün- 
dung verwiesen. 

Zu § 24 

Die Aufgaben, die der Entwurf den staatlichen und 
kommunalen Behörden stellt, können nur im Rah- 
men einer auf dem Weisungsrecht der zuständigen 
obersten Bundesbehörden fußenden einheitlichen 
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Gesamtplanung gelöst werden, da zahlreiche über- 
regionale Belange zu berücksichtigen sind. Hervor- 
zuheben sind hier besonders Planung und Durch- 
führung von Bevölkerungsverlegungen und Maß- 
nahmen nach § 9 des Entwurfs, die über die Grenzen 
einzelner Länder hinausgreifen können und einen 
übergebietlichen Ausgleich erfordern. Das Wei- 
sungsrecht des fachlich zuständigen Bundesministers 
des Innern ermöglicht es ferner, bei Bevölkerungs- 
bewegungen die ausführenden Behörden zur zwin- 
gend notwendigen Abstimmung mit den militä- 
rischen Stellen auf allen Ebenen anzuhalten, um 
eine gegenseitige Behinderung bei gleichzeitigen 
Truppenbewegungen möglichst auszuschließen. Auf 
der Ebene des Bundes und der Länder wird das 
erforderliche Einvernehmen mit den militärischen 
Stellen im Rahmen der organisatorisch gesicherten 
engen Zusammenarbeit hergestellt. 

Zu § 25 

Hinsichtlich der Kostenregelung in den Absätzen 1 
und 2 wird auf Nummer 3 der allgemeinen Begrün- 
dung verwiesen. 

Die Absätze 3 und 4 sind aus dem Ersten Gesetz 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
übernommen worden (vgl. dort § 32 Abs. 2 und 3). 

Zu § 26 

Die in § 26 verankerte Auskunftspflicht von natür- 
lichen und juristischen Personen sowie von nicht- 
rechtsfähigen Personenvereinigungen soll es den 
zuständigen Behörden ermöglichen, Tatsachen zu er- 
mitteln, die für die Vorbereitung und Durchführung 
der Maßnahmen nach diesem Gesetz von Bedeutung 
sind. Eine Pflicht zur Erteilung von Auskünften 
besteht in den Fällen nicht, in denen eine Schweige- 
pflicht gesetzlich begründet ist (z. B. § 300 StGB). 
Gegen eine unbefugte Weitergabe der erteilten Aus- 
künfte werden die Auskunftspflichtigen durch § 28 
geschützt. 

Die Einschränkung der Auskunftspflicht durch Ab- 
satz 3 und die Befreiung der zuständigen Behörden 
von der Beistands- und Anzeigepflicht gegenüber 
den Finanzämtern durch Absatz 3 haben § 18 des 
Entwurfs eines Zivildienstgesetzes und § 46 Abs. 5 
und 9 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S, 1081) 
zum Vorbild. 


Zu § 27 

§ 27 sieht für diejenigen Verstöße gegen Vorschrif- 
ten des Gesetzes, die als Verwaltungsunrecht zu 
bewerten sind, Bußgelddrohungen vor. Um Härte- 
fällen in weitgehendem Maße Rechnung tragen zu 
können, ist bei den Tatbeständen des Absatzes 1 
erforderlich, daß der Täter ohne zwingenden Grund 
handelt. Mit dieser Einschränkung werden sowohl 
die Nichtteilnahme an einer Pflichtverlegung (§ 4 
Abs. 2) als auch der Aufenthaltswechsel ohne be- 
hördliche Genehmigung {§ 2 Abs. 1) als Ordnungs- 


widrigkeit geahndet. Beide Verstöße sind in ihrer 
Bedeutung vergleichbar und müssen deshalb gleich- 
behandelt werden. Daneben können nach Absatz 1 
die Nichtteilnahme an einer Übung sowie die Nicht- 
befolgung von Anordnungen mit Geldbuße geahndet 
werden. 

Absatz 2 behandelt Verstöße gegen die Auskunfts- 
pflicht nach § 26 als Ordnungswidrigkeit. 

Zu § 28 

Die Vorschrift begründet für die Angehörigen und 
Beauftragten einer mit der Ausführung des Gesetzes 
betrauten Stelle eine besondere Schweigepflicht und 
stellt die Verletzung dieser Pflicht unter Strafe. Sie 
ist das Gegenstück zu dem Auskunfts recht nach § 26. 
Geschützt sind die Geheimnisse anderer, insbeson- 
dere die Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die 
den genannten Personen bei ihrer Tätigkeit bekannt 
werden. Der Schweigepflicht unterliegen auch die- 
jenigen Angehörigen einer Behörde, die — etwa als 
Dienstvorgesetzte oder als Angehörige einer Auf- 
sichtsbehörde — im Wege dienstlicher Berichterstat- 
tung oder auf andere Weise dienstlich von einem 
geschützten Geheimnis Kenntnis erlangen, sofern 
ihre Behörde mit der Ausführung dieses Gesetzes 
betraut ist. Wann die Offenbarung eines Geheim- 
nisses unbefugt ist, richtet sich nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Strafrechts. 

Absatz 1 sieht einen von Geldstrafe bis zu Gefäng- 
nis von einem Jahr reichenden Strafrahmen vor, um 
dem im Einzelfall sehr unterschiedlichen Ausmaß 
der Pflichtverletzung Rechnung tragen zu können. 
Die Fälle, in denen die Verletzung der Schweige- 
pflicht als besonders strafwürdig erscheint, sind in 
Absatz 2 erfaßt. 

Sachlich entspricht § 28 ähnlichen Bestimmungen 
anderer Gesetze, so z. B. § 13 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 13, 14), § 17 des Gesetzes über 
die Kontrolle von Kriegswaffen vom 20. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 444) und § 44 Abs. 4 und § 45 
des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 481). 


V. ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

Zu § 29 

Nach Absatz 1 soll grundsätzlich für alle Rechts- 
streitigkeiten aus diesem Gesetz die Zuständigkeit 
der Verwaltungsgerichte gegeben sein. Lediglich bei 
Streitigkeiten in Angelegenheiten der §§ 20 und 21 
(Ansprüche nach dem Bundesversorgungsgesetz) ist 
der Sozialrechtsweg gegeben (§ 22 Abs. 4). 

Absatz 2 schließt die aufschiebende Wirkung von 
Widerspruch und Anfechtungsklage aus, weil Ver- 
waltungsakte nach diesem Gesetz der Regelung eil- 
bedürftiger Tatbestände dienen und deshalb einen 
raschen Vollzug verlangen. Die Befugnis der Ver- 
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waltungsgerichte, im Einzelfall die aufschiebende 
Wirkung auf Grund der Verwaltungsgerichtsord- 
nung anzuordnen, bleibt unberührt. 

Der Ausschluß der Berufung und Beschwerde in 
Absatz 3 bezweckt, möglichst schnell eine rechts- 
kräftige Entscheidung herbeizuführen; die Revision 
an das Bundesverwaltungsgericht bleibt unter den 
Voraussetzungen des § 135 der Verwaltungsge- 
richtsordnung zulässig. 

Da bei den Rechtsstreitigkeiten aus § 15 und im 
Verfahren nach § 22 Abs. 5 eine Beschränkung der 
Rechtsmittel und Rechtsbehelfe nicht erforderlich ist, 
gilt nach Absatz 4 für diese Fälle die Verwaltungs- 
gerichtsordnung uneingeschränkt. 

Zu § 30 

In den Personenkreis der Schwerbeschädigten im 
Sinne des § 1 des Schwerbeschädigtengesetzes in 


der Fassung vom 14. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S, 1233) sollen auch diejenigen Personen aufgenom- 
men werden, die eine gesundheitliche Schädigung 
im Sinne des § 20 erlitten haben. 

Zu § 31 

Die Sonderregelung des § 31 ermöglicht es den 
Stadtstaaten mit Rücksicht auf ihren besonderen 
Verwaltungsaufbau, Vorschriften über die Zustän- 
digkeit von Behörden durch Senatsbeschluß den 
Verhältnissen in ihren Ländern anzupassen. 

Zu § 32 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift des Arti- 
kels 19 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes, wonach 
die Grundrechte, die durch das Gesetz eingeschränkt 
werden, unter Angabe des Artikels zu nennen sind. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

a) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens ist die Vorschrift bei Erlaß des Ge- 
setzes zur Ergänzung des Grundgesetzes (BR- 
Drucksache 345/62 — BT-Drucksache IV/891) 
an die dort getroffene Regelung anzupassen. 

b) Absatz 2 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. die Bundesregierung festgestellt hat, daß 
Beschränkungen in der freien Wahl des 
Aufenthaltsortes für die in Absatz 1 ge- 
nannten Zwecke den Umständen nach 
dringend erforderlich sind; die Bundes- 
regierung hat die Feststellung aufzu- 
heben, wenn die Voraussetzungen hier- 
für entfallen oder wenn der Bundestag 
oder der Bundesrat dies verlangt." 

Begründung 

Da die Feststellung weitgehende Pflichten der 
Staatsbürger und außerordentliche Befugnisse 
der Verwaltung auslöst, sollte den gesetzge- 
benden Körperschaften wenigstens die Möglich- 
keit gegeben werden, auf den Fortbestand der 
Maßnahmen Einfluß zu nehmen; vgl. § 4 des 
Entwurfs eines Zivildienstgesetzes in Verbin- 
dung mit der Stellungnahme des Bundesrates 
am 13. April 1962 — - BT-Drucksache IV/450, 
Anlage 2, Nr. 1 Buchstabe b. 

2. Zu § 2 

In Absatz 2 ist die Zahl „10" durch die Zahl „30" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Nach den bisherigen Übungserfahrungen hat 
sich die vorgesehene Entfernungsgrenze als 
nicht ausreichend erwiesen. 

3. Zu § 4 

In Absatz 1 sind die Worte „in die nähere Um- 
gebung oder in sonstige Aufnahmeorte inner- 
halb des Bundesgebietes" zu streichen. 

Begründung 

Die vorgesehene Bestimmung schränkt die 
Möglichkeiten einer Verlegung unnötig ein. 

4. Zu § 5 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Verlegungen werden auf Grund einer 
Weisung oder Ermächtigung des Bundesministers 
des Innern durch die von der Landesregierung 
bestimmte oberste Landesbehörde angeordnet." 


Begründung 

Nach Artikel 85 Abs. 3 GG unterstehen nur die 
Landesbehörden den Weisungen der zuständi- 
gen obersten Bundesbehörden. Die Landes- 
regierungen können daher nicht in den Instan- 
zenzug der Bundesauftragsverwaltung einge- 
schaltet werden. 

5. Zu § 7 

a) Absatz 1 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(1) Länder, Gemeinden und Gemeinde- 
verbände . . .". 

Begründung 

Die vorgeschlagene Reihenfolge entspricht 
der üblichen Gesetzesterminologie. 

b) Absatz 2 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. Anforderungsbehörden sind auch die Ge- 
meinden;". 

Begründung 

Zahlreiche Kleinstgemeinden wären mit der 
ausschließlichen Durchführung dieser Vor- 
schrift überfordert. 

c) In Absatz 2 Nr. 4 sind die Worte „zu tragen" 
durch die Worte „zu gewähren" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

6. Zu § 10 

Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Hierbei sollen insbesondere die Orte, aus 
denen die Zivilbevölkerung verlegt werden soll, 
die Aufnahmeorte und der Kreis der zu ver- 
legenden Personen und die Verkehrswege fest- 
gelegt sowie Vorsorge für die Transportmittel, 
die Versorgung der verlegten Personen und die 
geschlossene Verlegung von Anstalten getroffen 
werden." 

Begründung 

Die jetzt in § 10 Satz 2 enthaltene Verpflichtung 
der Länder ist mit Rücksicht darauf, daß in Frie- 
denszeiten die Zahl der freiwillig an einer Ver- 
legung teilnehmenden Personen nicht annähernd 
festgelegt werden kann, weitgehend unerfüllbar. 

7. Zu § 11 

§ 11 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 11 
Übungen 

Auf Grund einer Weisung oder Ermächtigung 
des Bundesministers des Innern kann die von 
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der Landesregierung bestimmte oberste Landes- 
behörde Verlegungsübungen anordnen. " 

Begründung 

Artikel 85 Abs. 3 GG läßt unmittelbare Weisun- 
gen der obersten Bundesbehörden an nachge- 
ordnete Landesbehörden im Regelfall nicht zu. 

8. Zu § 12 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Teilnahme der Bevölkerung an Übun- 
gen soll die Dauer von 24 Stunden nicht über- 
schreiten." 

Begründung 

Übungen ohne Teilnahme der Bevölkerung 
(Stabsübungen) müssen gegebenenfalls die 
Dauer von 24 Stunden überschreiten, um ihrem 
Zweck gerecht zu werden. 

9. Zu § 13 

a) In Absatz 1 sind nach dem Wort „Bundes- 
leistungsgesetzes" die Worte „und der zu 
seiner Durchführung ergangenen Rechtsvor- 
schriften" einzufügen. 

Begründung 

Angleichung an die Fassung des § 7 Abs. 2. 

b) In Absatz 3 ist das Zitat „96 ff." durch „97" 
zu ersetzen. 

Begründung 

§ 96 des Bundesleistungsgesetzes ist im vor- 
liegenden Fall nicht einschlägig. Hingegen 
bedarf es einer Verweisung auf § 97 des 
Bundesleistungsgesetzes. 

10. Zu § 14 

a) In Absatz 2 Satz 1 sind hinter dem Wort 
„Arbeitgeber" die Worte „für die zwei Stun- 
den überschreitende Zeit" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

b) Absatz 5 ist wie folgt zu fassen: 

„(5) Auf Beamte und Richter sind die Vor- 
schriften der Absätze 1 und 3 Satz 1 ent- 
sprechend anzuwenden." 

Begründung 

Angleichung an die Fassung des § 36 Abs. 5 
des Entwurfs eines Selbstschutzgesetzes. 

c) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens ist zu prüfen, ob nicht eine Regelung 
getroffen werden könnte, die es erlaubt, die 
Gemeinden mit den Erstattungen und Ersatz- 
leistungen zu beauftragen, ohne die Mög- 
lichkeit einzuschränken, daß auch andere Be- 
hörden als Gemeinden mit der Durchführung 
der Übung betraut sind. 


11. Nach § 14 

Nach § 14 ist folgender § 14 a einzufügen; 

.§ 14 a 

Aufwendungen, Unterstützungen 

(1) Wer an einer behördlich angeordneten 
Übung teilnimmt, erhält Ersatz für notwendige 
bare Aufwendungen. 

(2) Ein Übungsteilnehmer, dem ohne die Teil- 
nahme an einer angeordneten Übung Arbeits- 
losengeld, Lohnausfallvergütung, Schlechtwetter- 
geld, Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe, 
laufende Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
oder Sozialhilfe zustünden, erhält diese Lei- 
stungen auch während der Dauer der Übung." 

Begründung 

Ebenso wie die Teilnehmer an Ausbildungsver- 
anstaltungen nach dem Entwurf eines Selbst- 
schutzgesetzes (vgl. § 37 Abs. 1) und die Heran- 
gezogenen nach § 14 des Ersten Gesetzes über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
vom 9. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1691) 
sollten auch die Teilnehmer an behördlich an- 
geordneten Verlegungsübungen vor unzumut- 
baren finanziellen Nachteilen bewahrt werden 
und Ersatz der notwendigen Aufwendungen 
erhalten. Die gleiche Regelung für den Ersatz 
von Aufwendungen wie auch für die Weiter- 
gewährung der genannten Unterstüzungen ist 
in § 44 des Entwurfs eines Zivildienstgesetzes 
(vgl. BT-Drucksache IV/450) vorgesehen. 

12. Zu § 15 

In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „ , wenn dem 
Geschädigten nicht zugemutet werden kann, 
den Schaden selbst zu tragen" zu streichen. 

Begründung 

Da der Schadenersatzanspruch auf Gefähr- 
dungshaftung beruht, erscheint es unangebracht, 
diesen eindeutigen Haftungsgrund in der Form 
des Zumutbarkeitsbegriffs einzuschränken und 
ihm seine Eindeutigkeit zu nehmen. Es genügt 
der durch § 254 BGB gegebene Haftungsaus- 
gleich. 

13. Zu § 20 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens ist die Vorschrift des § 20 Abs. 2 Nr. 3 mit 
der entsprechenden Regelung in § 46 Abs. 2 des 
Entwurfs eines Selbstschutzgesetzes in Einklang 
zu bringen. 

14. Zu § 23 

a) Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Maßnahmen nach diesem Gesetz wer- 
den, soweit sie nicht dem Bund Vorbehalten 
sind, von den Ländern im Aufträge des Bun- 
des, von den Gemeinden und Gemeindever- 
bänden im Aufträge des Landes durch- 
geführt." 
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Begründung 

Anpassung an die Fassung des § 2 Satz 2 
des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung; vgl. auch die 
Stellungnahme des Bundesrates am 13. April 
1962 zu § 27 Satz 1 des Entwurfs eines 
Zivildienstgesetzes (BT-Drucksache IV/450 
Anlage 2 Nr. 14 Buchstabe a). 

b) Hinter Satz 1 ist folgender Satz einzufügen: 

„Durch Landesrecht kann bestimmt werden, 
daß die nach diesem Gesetz oder auf Grund 
dieses Gesetzes kreisangehörigen Gemein- 
den zugewiesenen Aufgaben von kommuna- 
len Zusammenschlüssen oder Gemeindever- 
bänden wahrgenommen werden." 

Begründung 

Viele kleine Gemeinden können die ihnen 
zugewiesenen Aufgaben nicht wirksam er- 
füllen. 

c) Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift enthält einen unzulässigen 
Eingriff in das Kommunalverfassungsrecht 
der Länder; vgl. die Stellungnahme des Bun- 
desrates am 13. April 1962 zu § 27 Satz 2 
des Entwurfs eines Zivildienstgesetzes (BT- 
Drucksache IV/450 Anlage 2 Nr. 14 Buch- 
stabe b). 

15. Zu § 25 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Bund trägt die Kosten, die den 
Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbän- 
den durch den Vollzug dieses Gesetzes, der 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen und Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften und durch die Weisungen 
der zuständigen Bundesbehörden entstehen; 
persönliche und sächliche Verwaltungskosten 
werden nicht übernommen." 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Bund gewährt den Gemeinden, 
die für eine Verlegung oder für die Unter- 
bringung von Personen vorgesehen sind, zur 
Aufstellung und Fortführung der Unterlagen 


Zuschüsse. Der Bundesminister des Innern 
kann durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates bestimmen, in wel- 
cher Weise diese Zuschüsse pauschal fest- 
gesetzt werden." 

Begründung 

Die von den Gemeinden aufzustellenden 
Unterlagen müssen laufend fortgeführt wer- 
den, da sie infolge der Fluktuation der 
Bevölkerung, insbesondere in den Groß- 
städten, rasch veralten. Die Fortführung er- 
fordert einen erheblichen Verwaltungsauf- 
wand, den der Bund mindestens teilweise 
übernehmen sollte. 

c) Absatz 4 ist zu streichen, 

Begründung 

Die Vorschrift erschwert die Durchführung 
der Haushaltsvorschriften der Länder. Auch 
bei Anwendung des Haushaltsrechts der 
Länder würde ein Prüfungsrecht des Bundes- 
rechnungshofes nicht ausgeschlossen sein. 

16. Zu §§ 27 und 28 

Die §§ 27 und 28 sind umzustellen. 

Begründung 

Aus systematischen Gründen sollten die Straf- 
vorschriften vorangestellt werden. 

17. Zu § 29 

Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Gegen die Einschränkung des Rechtsweges be- 
stehen erhebliche rechtsstaatliche Bedenken. Sie 
ist auch sachlich nicht erforderlich, weil nach 
§ 29 Abs. 2 die geltend gemachten Rechtsmittel 
keine aufschiebende Wirkung haben sollen. 

18. Zu § 32 

In § 32 ist der erste Klammerzusatz wie folgt zu 
fassen: 

„(Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes)". 

Begründung 

Berichtigung. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

1. Zu § 1 

a) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung ist damit einverstan- 
den, daß eine § 1 Abs. 2 Satz 2 des Bundes- 
leistungsgesetzes entsprechende Bestim- 
mung über die Aufhebung der Feststel- 
lung in § 1 Abs. 2 Nr. 3 aufgenommen wird. 
Gegen den Vorschlag des Bundesrates, so- 
wohl dem Bundestag wie auch dem Bundes- 
rat unabhängig voneinander das Recht auf 
Aufhebung der Feststellung der Bundesre- 
gierung zuzubilligen, bestehen aber erheb- 
liche verfassungspolitische Bedenken. Wenn 
den gesetzgebenden Körperschaften eine be- 
sondere Initiative gegenüber einer Regie- 
rungsmaßnahme Gingeräumt wird, dann 
sollte dies in Anlehnung an die Fassung ge- 
schehen, die auf Grund eines Vorschlags 
des Vermittlungsausschusses in § 1 Abs. 2 
Satz 2 des Bundesleistungsgesetzes Geset- 
zeskraft erhalten und die dann auch in § 4 
des Entwurfs eines Zivildienstgesetzes (BT- 
Drucksache IV/450) Eingang gefunden hat. 
Dementsprechend sollte die Aufhebung der 
Feststellung nur vom Bundestag und Bun- 
desrat gemeinsam verlangt werden können. 
Diese Ausgestaltung des Aufhebungsver- 
langens berücksichtigt besser die Stellung 
des Bundesrates im Verfassungsgefüge und 
vermeidet vor allem widersprechende Ent- 
scheidungen beider Bundesorgane. 

2. Zu § 2 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

3. Zu § 4 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Fassung der Regierungsvorlage ist elastisch 
genug, um die Möglichkeiten einer Verlegung 
den jeweiligen tatsächlichen Verhältnissen an- 
zupassen. Abgesehen davon dient eine Hervor- 
hebung der verschiedenen Möglichkeiten einer 
Verlegung auch der Klarstellung gegenüber 
dem Staatsbürger. 

4. Zu § 5 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


5. Zu § 7 

a) bis c) Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

6. Zu § 10 

Dem Vorschlag vermag die Bundesregierung 
nur in folgender Fassung zuzustimmen: 

„Hierbei sind insbesondere die Orte, aus denen 
die Zivilbevölkerung verlegt werden soll, die 
Aufnahmeorte, der Kreis der zu verlegenden 
Personen und die Verkehrswege festzulegen; 
ferner ist Vorsorge für die Bereitstellung der 
Transportmittel, die Versorgung der verlegten 
Personen und die geschlossene Verlegung von 
Anstalten zu treffen." 

Die Verpflichtung der ausfühi enden Behörden, 
die im ersten Halbsatz genannten Maßnahmen 
zu treffen, schafft im Zusammenhang mit dem 
in § 24 Abs. 2 des Entwurfs festgelegten Wei- 
sungsrecht erst die Voraussetzung für eine ge- 
ordnete Durchführung von Verlegungen. 

7. Zu § 11 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

8 . Zu § 12 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

9. Zu § 13 

a) und b) Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

10. Zu § 14 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die im Entwurf der Bundesregierung vorge- 
sehene Bestimmung entspricht der Rege- 
lung in § 13 Abs. 2 des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbe- 
völkerung und in § 43 Abs. 2 des Entwurfs 
eines Zivildienstgesetzes. Beide Vorschriften 
sehen die Erstattung für das gesamte vom 
Arbeitgeber gezahlte Arbeitsentgelt vor. 
Bei dem Vorschlag des Bundesrates handelt 
GS sich demnach nicht um eine Klarstellung, 
sondern um eine abweichende Regelung, die 
zudem die in der Regierungsvorlage ange- 
strebte Verwaltungsvereinfachung gefähr- 
det. Es wird für unabweisbar gehalten, die 
in den Notstandsgesetzen enthaltenen Er- 
stattungsbestimmungen übereinstimmend zu 
gestalten. 

b) und c) Den Vorschlägen wird zugestimmt. 
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11. Nach § 14 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


12. Zu § 15 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Streichung 
könnte zur Inanspruchnahme der Verwaltung 
für eine erhebliche Anzahl von Bagatellschä- 
den führen. Geringfügige Schäden des Einzel- 
nen rechtfertigen aber nicht die große Bela- 
stung der Behörden durch das Erstattungsver- 
fahren. Soweit eine Änderung aus den vom 
Bundesrat genannten Gründen für richtig ge- 
halten wird, sollte zumindest die Einschrän- 
kung in § 39 des Entwurfs eines Zivildienstge- 
setzes übernommen werden. Hiernach wäre 
Schadenersatz nur zu leisten, wenn die Sachen 
zur Teilnahme an der Übung erforderlich waren 
oder weisungsgemäß mitgebracht wurden. 

13. Zu § 20 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


14. Zu § 23 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Fassung der Regierungsvorlage stellt 
klar, daß das Auftragsverhältnis im Rahmen 
der Bundesauftragsverwaltung sich auf alle 
mit der Ausführung des Gesetzes befaßten 
Behörden der Länder einschließlich der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände erstreckt. 
Dies wird durch den Vorschlag des Bundes- 
rates nicht eindeutig zum Ausdruck ge- 
bracht. 

b) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

c) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift stützt sich auf Artikel 85 
Abs. 1 des Grundgesetzes. Die z. Z. bestehen- 
den landesrechtlichen Regelungen reichen 
nicht aus. 


15. Zu § 25 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift ist dem § 32 Abs. 1 des Ersten 
Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung nachgebildet. Die bisheri- 
gen Erfahrungen bei der Anwendung dieser 
Bestimmung geben nach Auffassung der 
Bundesregierung keinen Anlaß, die Formu- 
lierung zu ändern. 


b) Dem Vorschlag vermag die Bundesregierung 
nur in folgender Fassung zuzustimmen: 

„Der Bund gewährt den Gemeinden, die für 
eine Verlegung oder für die Unterbringung 
von Personen vorgesehen sind, zur erstma- 
ligen Aufstellung der Unterlagen einen ein- 
maligen Zuschuß. Der Bundesminister des 
Innern kann durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates bestimmen, in 
welcher Weise dieser Zuschuß pauschal fest- 
gesetzt wird." 

Der weitergehende Vorschlag des Bundes- 
rates würde die in Absatz 1 getroffene Re- 
gelung aushöhlen, nach der persönliche und 
sächliche Verwaltungskosten vom Bund 
nicht übernommen werden. 

c) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Wenn der Bund die Mittel zur Durchführung 
des Gesetzes zur Verfügung stellt, muß er 
auch das Recht haben, auf die Gestaltung 
der für die Verwendung der Mittel maßgeb- 
lichen Haushaltsvorschriften einen bestim- 
menden Einfluß zu nehmen. Da eine solche 
Einflußnahme auf die haushaltsrechtlichen 
Vorschriften der Länder nicht möglich ist, 
muß die Anwendung des Haushaltsrechts 
des Bundes vorgeschrieben werden. Die 
Vorschrift entspricht im übrigen der Rege- 
lung, die für alle Fälle gilt, in denen die 
Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände 
Ausgaben für Rechnung des Bundes leisten 
(vgl. z. B. § 32 Abs. 3 des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbe- 
völkerung, § 4 Abs. 2 Nr. 1 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes). 

16. Zu §§27 und 28 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

17. Zu § 29 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es wird für erforderlich gehalten, entsprechend 
der Regelung im Wehrpflichtgesetz und im 
Entwurf eines Zivildienstgesetzes die Berufung 
auszuschließen, um eine übermäßige Belastung 
der Berufungsgerichte zu vermeiden. Es Hegt 
auch im Interesse aller Beteiligten, möglichst 
schnell eine abschließende gerichtliche Entschei- 
dung im Bereich der Aufenthaltsregelung zu er- 
halten. Diesem Gesichtspunkt wird durch die 
Aufhebung der aufschiebenden Wirkung allein 
nicht ausreichend Rechnung getragen. 

18. Zu § 32 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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